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(Nr. 14234.) Geſetz über die Feſtſtellung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1935. 
Vom 11. März 1935. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
9 1. 
Der dieſem Geſetz als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1935 wird 
in Einnahme und Ausgabe auf 2 001 519 000 %% feſtgeſtellt, und zwar: 
im ordentlichen Haushalt 
auf 1 940 538 000 % an Einnahmen, 
auf 1 865 249 130 %%, an fortdauernden und 
auf 75 288 870 K an einmaligen Ausgaben, 
5 im außerordentlichen Haushalt 
auf 60 981 000 %% an Einnahmen und 
auf 60 981 000 %% an Ausgaben. 


§ 2. 

Die Vorſchriften des § 75 der Reichshaushaltsordnung 1 5 im Rechnungsjahr 1935 
keine Anwendung. 1 

(1) ber die im Haushaltsplan vorgeſehenen einmaligen und außerordentlichen Ausgaben 
ſowie über die letzten 10 vom Hundert der im Haushaltsplan bei den ſächlichen Ausgaben vor⸗ 
geſehenen Beträge darf nur mit vorheriger Zuſtimmung des Finanzminiſters verfügt werden. 

(2) Im übrigen gelten für die Durchführung des Staatshaushaltsplans die Vorſchriften 
des § 26 der Reichshaushaltsordnung über wirtſchaftliche und ſparſame Verwaltung der Haus⸗ 

haltsmittel und die in der zweiten Anlage zuſammengefaßten Durchführungsbeſtimmungen. 
We | 9 4. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der Fehlbeträge aus den Rechnungs⸗ 
jahren 1930 bis 1932 einen Betrag bis zur Höhe von 459 Millionen Reichsmark im Wege des 
Kredits und zwar, ſobald das möglich iſt, als langfriſtige Anleihe zu beſchaffen. 

(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver⸗ 
rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen find 5 vom Hundert der 
zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


§ 5. 
(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Beſtreitung außerordentlicher Ausgaben im 
Rechnungsjahr 1935 die Summe von 55 Millionen Reichsmark im Wege des Kredits und 
zwar, ſobald das möglich iſt, als langfriſtige Anleihe zu beſchaffen. 
(2) Auf die Tilgung der Schuld findet $ 4 Abſ. 2 Anwendung. 
Geſetzſammlung 1935. (14 234—14 237.) 
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§ 6. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur vorübergehenden Verſtärkung der Betriebsmittel der 
Generalſtaatskaſſe bis zu 400 Millionen Reichsmark im Wege des Kredits zu beſchaffen. Auf dieſen 
Betrag ſind die zum gleichen Zwecke für das Rechnungsjahr 1934 ausgegebenen Schatzanweiſungen, 
eingegangenen Wechſelverbindlichkeiten und aufgenommenen Darlehen, ſoweit ſie erſt während 
des Rechnungsjahrs 1935 fällig werden, bis zu ihrer Fälligkeit, ihrem Rückkauf oder ihrer 
Rückerſtattung anzurechnen. 


WS rr b 
(4) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Befriedigung unabweisbarer, durch die Wirt⸗ 
ſchaftslage hervorgerufener Bedürfniſſe Garantien und Bürgſchaften zu Laſten des Staates zu 
übernehmen. g g f 


(2) Zur Übernahme ſolcher Garantien und Bürgſchaften iſt die Zuſtimmung des Staats- 

miniſteriums erforderlich. 8 
. 

(1) Die dritten freigewordenen Stellen der Beſoldungsgruppen A 1a bis 12 ſind — ſoweit 
ſie beſetzbar ſind — mit geeigneten, insbeſondere vorgemerkten Warteſtandsbeamten zu beſetzen. 
Dieſe Beſtimmung gilt ſinngemäß für die Beamten, die künftig in den einſtweiligen Ruheſtand 
verſetzt werden. 5 i 


(2) Ausnahmen von Abj. 1 find in Fällen eines zwingenden Bedürfniſſes mit Genehmigung 
des Finanzminiſters zuläſſig. ö 


§ 9. 
(1) Die Beſtimmungen des $ 70 Abſ. 3 der Reichshaushaltsordnung finden für das Rech⸗ 
nungsjahr 1935 auch auf die Gebühren der Kataſterverwaltung ſowie die Koſtenerſtattungen 
des Verwaltungsſtreitverfahrens und des Beſchlußverfahrens Anwendung. 


(2) Auf Grund des $ 71 Abſ. 1 der Reichshaushaltsordnung können Rückerſtattungen der 
vom Preußiſchen Staate geleiſteten Beitragsanteile zur zuſätzlichen Alters- und Hinterbliebenen⸗ 
verſorgung der Angeſtellten und Arbeiter der preußiſchen Staatsverwaltung ſowie überhobener 
Erſatzzuſatzrenten auch dann durch Abſetzung von den Ausgabefonds vereinnahmt werden, wenn 
es ſich um Erſtattungen aus Vorjahren handelt. 


a 8 10. 
Von den in dem Haushaltsplan ausgebrachten Ausgabemitteln decken ſich gegenſeitig: 
1. ſoweit es im Haushaltsplan zugelaſſen iſt, die Mittel bei den fortdauernden Aus⸗ 
gaben für " 
a) Unterſtützungen für Beamte, 
p) Unterſtützungen für ausgeſchiedene Beamte und Hinterbliebene von Beamten, 
e) Unterſtützungen für ſtaatliche Angeſtellte und Arbeiter, für ausgeſchiedene ſtaatliche 
Angeſtellte und Arbeiter ſowie für Hinterbliebene von ſolchen; 


1 


die unter Ziffer 1a und b genannten fortdauernden Ausgaben innerhalb der einzelnen 
Verwaltungszweige auch mit den Mitteln für „Notſtandsbeihilfen für Staatsbeamte, 
Beamte im Ruheſtand, Wartegeldempfänger und Hinterbliebene“; 


3. im Einzelplan J die fortdauernden Ausgaben der Titel 31 und 38 mit den gleichen Titeln 
in den einzelnen Abſchnitten des Haushalts der Domänenverwaltung; 


4. im Einzelplan XVI die fortdauernden Ausgaben für die Geheime Staatspolizei der 
Titel 32, 37 Nr. 3, 40 Nr. 1 und 50 Nr. 4 des Kapitels 91 mit den gleichen Mitteln 
des Kapitels 92; 
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5. im Einzelplan XVII die fortdauernden Ausgaben 
a) der Titel 26 und 51 innerhalb jedes der Kapitel 133 A bis 133 L und 139, 
p) der Titel 26, 51, 52 und 60 innerhalb jedes der Kapitel 167 A bis 167 K, 


c) der Titel 51, 56 und 57 im Kapitel 172, 
d) der Titel 26 und 51 im Kapitel 175. 


§ 11. 

(1) Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
(2) Er wird ermächtigt, den Staatshaushaltsplan zu ändern, ſoweit es die Durchführung 
einer im Laufe des Rechnungsjahrs eintretenden geſetzlichen Neuregelung von Aufgaben und 


Zuſtändigkeiten der Staatsverwaltung erfordert. 
9 12. 
Das Geſetz tritt am 1. April 1935 in Kraft. 


Berlin, den 11. März 1935. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) 

Göring. Popitz. Ru ſt. Kerrl. Darré Frick. Gürtner. 
zugleich für den Miniſter 
für Wirtſchaft und Arbeit. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 11. März 1935. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 
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Erſte Anlage zum Haushaltsfeſtſtellungsgeſetz. 


Haushaltsplan HE, 
für das Rechnungsjahr 1935 
Gefamtplanı 


Einzelplan Einnahme und Ausgabe 


A. Ordentlicher Haushalt 
I. Einnahmen f 


1 Dome nderndenunn g re RR 
II Forſtverwaltung: 8 
N Verwalg Uno. d:: 


p) Forſtliche Lehr⸗ und Verſuchsanſtalten 
III 1 „ e % 1 8 


IV Reichs⸗ und Staatsanzeiger V 
V Preußiſche Staatsbank z 
VI Staatliche Porzellan nannſaltluõͤõͤuu a 


X Allgemeine Finanzverwaltung: 1805 
ER 2 ee NEE 
0 Aus Vermögensanlagen des Staates 
e,, NR 


XIII Gian iner 5 8 eee EA 0 88 8 
XIV ! ͤ e 
XVI Bermaltung des Innetſt ß er ee 
XVII | Minifterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und „ Voltsbildung 85 
XVIII. Wirtſchaft, Arbeit und Verſe f 
XIX Bergver waltung 8 
XX Land ſwirtſchs ech Verdatunn n see een. 
n,, esnetestese 
e re neekec. 
, 


Summe der Einnahmen des ordentlichen Haushalts 


II. Ausgaben 
a) Fortdauernde Ausgaben 


1 Domänen verwaltung 
II Forſtverwaltung: 
5 Verwaltund nd enie s 


bp) Forſtliche Lehr- und Verſuchsanſt alten 
III een 
A 0 Reich uind Stagtsnzege u 
V reihe Stats aan 
VI Stantihe, Porzellanmanuf alt...... 
X Allgemeine Finanzverwaltung: 

a) Steuern und Abgaben e SONNE 

b) Aus Vermögensanlagen des Staate3 ............... 

Sonſtige Ausgaben 


l Betrag für das 
Rechnungsjahr 1935 


Reichsmark 


19 475 230 


141 988 000 
122 780 
6.174 350 

3 215 840 

3 000 000 


1233 704 000 
36 152 630 
120 863 370 
3 405 100 
26 551 340 
198 338 560 
72 800 290 
16 961 770 
2 250 100 
23 677 030 
12 807 030 
53 780 

19 016 800 


1 940 538 000 


11 437 100 


97 693 130 
862 120 


1 343 290 
2 144 320 


3 060 000 
750 000 


225 542 520 


342 852 480 
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Einzelplan 


9 
N 
II 


Ausgabe 


Übertrag 
Staatsminiſteriu mm „% TIER I 
Fingnzmiuj, ]ĩ7ĩ?;¹,,u Me Ni 
Verwaltung des Innern... 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung ... 
Wirtſchaft, Arbeit und Verkehnnn e 
rr. dit 
Landwirtſchaftliche Verwaltung 
Geſtütverwaltung .. VVV 
Oberrechnungskammerrrr.r.‚ . 
Skactsſchuulnddz” maddunn , 


Summe der fortdauernden Ausgaben 


p) Einmalige Ausgaben 


Domänen verwaltung Miele 


Forſtverwaltung: 


a) Verwaltung und Betrieb nn 96 2 ae af. 

p) Forſtliche Lehr⸗ und Verſuchsanſtalten 
Müſzderwal tungs u 
Reichs⸗ und Staatsanzeigenr»rnrnrnrn 
Preußiſche Staatsbannk nenne reneneeseneneneen 
Staatliche Porzellanmanufaktuiri¹irrnrn 

Allgemeine Finanzverwaltung: 
[az) Steuern und Abgaben VFC 

p) Aus Vermögensanlagen des Staates 

9) Aare» e,, 
Staatsminiſterium r e ee 
Finanzminiſterium jn 8 
Verwaltung des Innen 8 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung .. 
Wirtſchaft, Arbeit und Verkehr 
Beer waltn ??? ne 
Land wirtſchaftliche Verwaltung 
Geſtütverwaltunnñ nee 
ee eff 
e ee e ,, IE Eee nr 
Summe der einmaligen Ausgaben. 
Hierzu: Summe der fortdauernden Ausgaben 
Summe der Ausgaben des ordentlichen Haushalts 


Betrag für das 
Rechnungsjahr 1935 


Reichsmark 


342 832 480 
13 473 200 
197 486 870 
454 155 120 
642 379 280 
17 533 000 
11 221 200 
59 241 950 
19 376 840 
1 089 210 


106 460 000 


1 865 249 130 


946 000 


10 510 000 
20 000 
2 000 000 


425 000 


597 250 
758 650 
431 000 
12 941 500 
16 964 120 
2 145 000 
15 565 000 
11 619 450 
365 900 


75 288 870 


1865 249 130 


1 940 538 000 
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Einzelplan 


Einnahme und Ausgabe 
Abſchluß 


Betrag für das 
Rechnungsjahr 1935 


Reichsmark 


„!! T—T—. : x r Nee 


XXIII 


B. Außerordentlicher Haushalt 


I. Einnahmen 


Domänen verwaltung e deten en c e e eee 
Allgemeine Finanzverwaltung % 
Stactsſchul ; nr BERSNGIS 
Summe der Einnahmen des außerordentlichen Haushalts 


II. Ausgaben 


Domänen verwaltung mana eee ee... 
Forſt verwaltung 
Allgemeine Sinanzperwallunge u. acer 
Wee ere. 
h Beratung... een en 
Summe der Ausgaben des außerordentlichen Jaushalts 


Abſchluß 


Summe der Einnahmen des ordentlichen 
und außerordentlichen Haushalts 


Summe der Ausgaben des ordentlichen 
und außerordentlichen Haushalts 


73 270 

5 907 730 
55 000 000 
60 981 000 


11 172 000 
590 000 

4 711500 
2 244 500 
42 263 000 
60 981 000 


2 001 519 000 


2 001 519 000 
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Zweite Anlage 
zum Haushaltsfeſtſtellungsgeſetz. 


Durchführungsbeſtimmungen. 


1. Soweit auf Grund der Ziffer 1 der Vermerke oder der Durchführungsbeſtimmungen 
zu den Haushaltsfeſtſtellungsgeſetzen früherer Jahre Planſtellen der zu einer anderen Ver⸗ 
waltung abgeordneten oder beurlaubten Beamten noch doppelt beſetzt ſind, kommt die Doppel⸗ 
beſetzung in dem Zeitpunkt in Fortfall, in dem der abgeordnete oder beurlaubte Beamte aus 
der Planſtelle ausſcheidet. 

Kehrt der abgeordnete oder beurlaubte Beamte in den Dienſt ſeiner Verwaltung zurück, 
ſo iſt er innerhalb von ſechs Monaten in einer planmäßigen Stelle unterzubringen oder, wenn 
während dieſes Zeitraums eine planmäßige Stelle gleicher Art nicht frei geworden iſt, in der 
erſten ſpäter freiwerdenden Stelle dieſer Art. Bis dahin iſt ſein Dienſteinkommen außerplan⸗ 
mäßig zu verrechnen. 


2. Zur Verringerung und Verbilligung der Perſonalausgaben können planmäßige Beamten⸗ 
ſtellen bei ihrem Freiwerden in geringer beſoldete Stellen umgewandelt werden. 


3. Sind nach dem Haushaltsplane künftig wegfallende oder ſolche Stellen, die in Stellen 
mit niedrigeren Bezügen umzuwandeln ſind, nebeneinander oder neben gleichartigen nicht künftig 
wegfallenden Stellen vorhanden, ſo gilt bezüglich der Reihenfolge der Ausführung folgendes: 

Zunächſt kommen beim Freiwerden derartiger Stellen die künftig wegfallenden 
in Fortfall, alsdann ſind die Umwandlungen in die Stellen mit den niedrigſten Be⸗ 
zügen und danach die Umwandlung in die Stellen mit den nächſthöheren Bezügen 
vorzunehmen. 

Ausnahmen von dieſer Reihenfolge bedürfen, ſoweit ſie nicht in den Erläuterungen 
zu den Beſoldungstiteln des Haushaltsplans vorgeſehen ſind, der Zuſtimmung des 
Finanzminiſters. 


4. Die in den Haushaltsplänen für 1928, 1929 und 1930 vorgeſehenen neuen planmäßigen 
Beamtenſtellen für überalterte Stellenanwärter ſind mit der Maßgabe „künftig wegfallend“, daß 
beim Freiwerden jeder zweiten Planſtelle der betreffenden Beamtengattung eine der neu 
geſchaffenen Stellen fortfällt. Der Finanzminiſter wird ermächtigt, Ausnahmen zuzulaſſen. 


5. Die im Haushaltsplan als „künftig wegfallend“ bezeichneten Stellen für Miniſterial⸗ 
dirigenten (Beſoldungsgruppe B7) können beim Freiwerden mit Zuſtimmung des Finanz⸗ 
miniſters in ſolche für Miniſterialräte (Beſoldungsgruppe A 1a) umgewandelt werden. 


6. Werden bereits als planmäßige Beamte angeſtellt geweſene und gemäß § 65 der An⸗ 
ſtellungsgrundſätze für eine höhere Beſoldungsgruppe einberufene Verſorgungsanwärter, die 
wegen Ungeeignetheit aus der Dienſtleiſtung für die höhere Beſoldungsgruppe entlaſſen werden, 
in ihrer früheren Beſoldungsgruppe wiederbeſchäftigt, ſo ſind ſie, falls Planſtellen in dieſer Be⸗ 
ſoldungsgruppe nicht frei ſind, bis zum Freiwerden der nächſten Planſtelle, in die ſie einzurücken 
haben, jo zu beſolden, als ob fie als planmäßige Beamte ihrer früheren Beſoldungsgruppe wieder⸗ 
angeſtellt worden wären. In dieſem Falle ſind die Bezüge außerplanmäßig zu verrechnen. 


7. Entlaſſenen Angeſtellten und Lohnempfängern mit mindeſtens einjähriger ununter⸗ 
brochener Dienſtzeit können Übergangsgelder (Abkehrgelder) nach Maßgabe der von der Preußi⸗ 
ſchen Staatsregierung erlaſſenen Richtlinien gezahlt werden. 


8. Arbeitern, die 25 Jahre oder mehr als Lohnempfänger in einem Arbeitsverhältniſſe bei 
der Preußiſchen Staatsverwaltung geſtanden haben, kann aus Bewilligungen, aus denen ihre 
Lohnbezüge zu beſtreiten ſind, nach näherer Beſtimmung der Preußiſchen Staatsregierung eine 
Dienſtprämie gezahlt werden. 
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9. Von der Mitteilung der Nachweiſungen und Überſichten über die in den 88 9a und 9b 
der Reichshaushaltsordnung bezeichneten Sondervermögen und Anſtalten wird für das 
Rechnungsjahr 1935 abgeſehen, ſoweit ſie entweder gar keine oder weniger als 300 Reichsmark 
Jahreseinnahmen haben. 


10. Überſteigt bei einem Einnahmetitel der Betrag der tatſächlich aufgekommenen Ein⸗ 
nahme den Haushaltsanſatz und können auf Grund eines Haushaltsvermerkes bei einem über⸗ 
tragbaren Ausgabetitel in Höhe dieſer Mehreinnahme Ausgaben geleiſtet werden, ſo dürfen 
abweichend von § 73 Reichshaushaltsordnung die Beträge ſolcher Mehreinnahmen, die bis zum 
Schluſſe des Rechnungsjahrs für die Zwecke des Ausgabetitels nicht verwendet worden ſind, in 
der Staatshaushaltsrechnung als Ausgabereſt und zugleich als Mehrausgabe nachgewieſen werden. 

11. Iſt im Haushaltsplan bei einem Ausgabetitel allgemein, d. h. ohne ziffernmäßige 
Begrenzung zugelaſſen, daß Einnahmen für Zwecke eines Ausgabetitels verwendet werden dürfen, 
ſei es, daß 

a) der Ausgabeanſatz eines nicht übertragbaren Titels um den Betrag der Einnahmen 

oder Mehreinnahmen eines beſtimmten Einnahmetitels überſchritten werden darf oder 
bp) in Höhe von Einnahmen oder Mehreinnahmen eines beſtimmten Einnahmetitels über 
den Ausgabeanſatz eines übertragbaren Titels hinaus Ausgaben geleiſtet werden 
dürfen oder 
o) Einnahmen unmittelbar bei einem Ausgabetitel gebucht werden dürfen, 
ſo iſt eine ſolche Verwendung von Einnahmen für Zwecke eines Ausgabetitels regelmäßig nur 
bis zur Höhe des Betrags zuläſſig, der im Haushaltsplan in der Zweckbeſtimmung oder in den 
Erläuterungen als vorausſichtliche Einnahme angegeben worden iſt. Iſt die Einnahme höher, 
als ſie veranſchlagt war, dann iſt die Verwendung eines über die Veranſchlagung hinausgehenden 
Betrags für Zwecke des Ausgabetitels nur zuläſſig, wenn und inſoweit der Finanzminiſter 
vorher dazu ſeine Zuſtimmung erteilt hat. 


(Nr. 14235.) Weiteres Geſetz über eine Ergänzung des Geſetzes, betreffend Einführung einer Alters⸗ 
grenze. Vom 11. März 1935. iin 7 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 

Auf den jetzt amtierenden Präſidenten des Oberverwaltungsgerichts finden die Vorſchriften 
des Geſetzes, betreffend Einführung einer Altersgrenze, vom 15. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 
S. 621) in der Faſſung des Geſetzes vom 8. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 73) bis zum 1. April 
1936 keine Anwendung. g 

N § 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1935 in Kraft. 


Berlin, den 11. März 1935. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
8 Göring. N Frick. 
Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. a 
Berlin, den 11. März 1935. i 15 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 
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(Nr. 14236.) Geſetz über dringende Finanzmaßnahmen. Vom 11. März 1935. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Abſchnitt J. 
Finanzausgleich. 


§ 1. 
Artikel I 8 2 Abſ. 2 Satz 1 der Hauszinsſteuerverordnung vom 9. März 1932 (Geſetzſamml. 
S. 114) in der Faſſung des Artikels 1 § 2 des Geſetzes über dringende Finanzmaßnahmen vom 
17. März 1934 (Geſetzſamml. S. 155) erhält folgende Faſſung: 


Von dem Aufkommen der Hauszinsſteuer in dem Rechnungsjahre 1935 verwendet 
das Land 37,5 Millionen Reichsmark für ſeinen allgemeinen Finanzbedarf. 


N f § 2. 

Das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Finanzausgleichsgeſetz in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 31. Juli 1930 (Geſetzſamml. S. 249), des Anderungsgeſetzes 1931 vom 24. März 
1931 (Geſetzſamml. S. 25), der Anderungsverordnung 1932 vom 8. April 1932 (Geſetzſamml. 
S. 161), der Verordnung zur Durchführung dringender Finanzmaßnahmen vom 18. März 1933 
(Geſetzſamml. S. 51), des Geſetzes über die Regelung verſchiedener Punkte des Staatsaufſichtsrechts 
vom 4. Oktober 1933 (Geſetzſamml. S. 366) und des Geſetzes über dringende Finanzmaßnahmen 
vom 17. März 1934 (Geſetzſamml. S. 155) wird wie folgt 1 0 


1. § 27 erhält folgende Faſſung: 5 
§ 27. 

Von den auf die Wegeunterhaltungspflichtigen entfallenden Uberweiſungen aus 
115 Kraftfahrzeugſteuer (§ 4 dieſes Geſetzes) erhalten die Träger der Straßenbaulaſt für 
die Landſtraßen I. Ordnung und für die Ortsdurchfahrten im Zuge dieſer Straßen ſowie 
im Zuge von Reichsſtraßen 80 vom Hundert und die Träger der Straßenbaulaſt für 
die Landſtraßen II. Ordnung und für die Ortsdurchfahrten im Zuge dieſer Straßen 
20 vom Hundert. 


2. § 28 erhält folgende Faſſung: 

8 28. 

1 (1) Der auf die Träger der Straßenbaulaſt für die en I. Ordnung und 
für die Ortsdurchfahrten im Zuge dieſer Straßen ſowie im Zuge von Reichsſtraßen ent⸗ 
fallende Anteil (80 vom Hundert) wird auf die im § 10 bezeichneten Landesteile unter 

Berückſichtigung der Straßenlänge, der Einwohnerzahl und des Gebietsumfanges durch 
die Miniſter des Innern und der Finanzen unterverteilt. i 

(2) Der auf die Träger der Straßenbaulaſt für die Landſtraßen II. Ordnung und 
für die Ortsdurchfahrten im Zuge dieſer Straßen entfallende Anteil (20 vom Hundert) 
wird unter Berückſichtigung der Straßenlänge unterverteilt. 


3. a) Im 8 39 Satz 1 werden die Worte „128 Millionen“ durch die Worte „102 Mil⸗ 

lionen“ erſetzt. 5 

b) $ 39 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 

Liegt in einem Stadt⸗ oder Landkreis am 31. März 1934 die ſich aus dem Schnell⸗ 
dienſte der Reichsfürſorgeſtatiſtik ergebende Zahl der laufend bar in offener Fürſorge 
unterſtützten Parteien von Klein- und Sozialrentnern ohne Gleichgeſtellte über der 

dem Landesdurchſchnitt entſprechenden Vergleichszahl des Stadt- oder Landkreiſes, 

ſo wird für das Rechnungsjahr 1935 der hundertfache Unterſchied beider Zahlen der 

Bevölkerungszahl des Stadt⸗ oder Landkreiſes zugeſchlagen. 

c) $ 39 Satz 3 wird geſtrichen. 
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4. Im 8 55 treten an die Stelle der Worte „Statiſtiſchen Landesamte“ die Worte 
„Präſidenten der Preußiſchen Bau⸗ und Finanzdirektion“. 

5. In den §§ 11, 12, 14 und 16 tritt an die Stelle der Zahl „1934“ die Zahl „1935“. 
Ferner treten im § 11 Abſ. 4 an die Stelle der Zahl „1933“ die Zahl „1934“ und im 
§ 16 an die Stelle der Zahl „1935“ die Zahl „1936“. 

6. Im 8 59 wird die Zahl „1935“ durch die Zahl „1936“ erſetzt. 


§ 3. 

Wo in Geſetzen und Verordnungen auf das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Finanzaus⸗ 
gleichsgeſetz Bezug genommen iſt, tritt an Stelle dieſes Geſetzes in der bisherigen Faſſung das 
Geſetz in der neuen Faſſung. 

Abſchnitt II. 
Kommunalabgaben. 


§ 4. 
Artikel V Nr. 2 der Anderungsverordnung 1932 (Geſetzſamml. S. 161) erhält folgende 
Faſſung: 

Iſt eine Gemeindegetränkeſteuer, deren Satz 10 vom Hundert des Kleinhandels⸗ 
preiſes nicht überſteigt, während der Rechnungsjahre 1931 bis 1934 rechtswirkſam ein⸗ 
geführt worden, läuft aber ihre Gültigkeit vor Beginn des Rechnungsjahrs 1935 ab, ſo 
behält die Steuerordnung bis auf weiteres ihre Gültigkeit, ohne daß es eines use 
Beſchluſſes und einer erneuten Genehmigung bedarf. 


85. 
Das Kommunalabgabengeſetz wird wie folgt geändert: 
1. $ 70a erhält folgenden Abſ. 2: 

(2) Wird innerhalb eines Jahres nach Eintritt der Rechtskraft der Entſcheidung, durch 
die die bisherige Abgabenordnung für rechtsungültig erklärt worden iſt, eine Heran⸗ 
ziehung, die auf Grund der bisherigen Abgabenordnung erfolgt und nicht unanfecht⸗ 
bar geworden iſt, durch eine Heranziehung auf Grund der neuen Abgabenordnung 
erſetzt, ſo gilt die neue Heranziehung im Sinne der Verjährungsvorſchriften als im 
Zeitpunkt der früheren Heranziehung erfolgt. 

2. a) $ 77 Abſ. 1 Satz 2 bis 4 werden geſtrichen. 

b) § 77 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

(2) Vor Erteilung der Genehmigung von Steuerordnungen über indirekte Gemeinde⸗ 
ſteuern iſt das Einverſtändnis der Miniſter des Innern und der Finanzen einzu⸗ 
holen, wenn durch die Steuerordnung eine Steuer neu eingeführt wird oder wenn 
die Steuerordnung von der Muſterſteuerordnung oder von den allgemein vor⸗ 
geſchriebenen Richtlinien abweicht. 


S 6. 
Die Vorſchriften des §S 1 der Verordnung über die Senkung der Grundſteuer für Neuhaus⸗ 
beſitz vom 19. Oktober 1933 (Geſetzſamml. S. a gelten auch für die Zeit vom 1. April 1935 
bis zum 31. März 1936. 
SIR 
Die Genehmigung, die der Verbandsrat des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk zu einem 
Ortsgeſetz über Anliegerbeiträge auf Grund des § 15 des Geſetzes, betreffend die Anlegung und 
Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften, vom 2. Juli 1875 
(Geſetzſamml. S. 561) erteilt hat, wird mit Wirkung vom Tage der Genehmigung ab einer durch 
die zuſtändige Behörde erteilten Genehmigung gleichgeſtellt. Iſt das Ortsgeſetz nachträglich durch 
die zuſtändige Behörde genehmigt und neu verkündet worden, ſo gilt auch eine Heranziehung, die 
auf die Neuverkündung Bezug nimmt, als Heranziehung auf Grund des früher verkündeten Orts⸗ 
geſetzes. 
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Abſchnitt UI. 
Perſonalausgaben. 
§ 8. 
§ 7 der Verordnung über Gehaltskürzung vom 13. Dezember 1930 (Geſetzſamml. S. 291) 
erhält folgende Faſſung: . 
Die Vorſchriften dieſer Verordnung bleiben bis auf weiteres in Kraft. 


A bſchnitt IV. 
Schluß⸗ und Übergangsvorſchriften. 
89. 
(1) Es treten in Kraft: 
§ 5 Nr. 1 mit dem Tage des Inkrafttretens des § 70 a des Kommunalabgabengeſetzes; 
87 mit dem Tage des Inkrafttretens des Geſetzes, betreffend Verbandsordnung für 
den Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk, vom 5. Mai 1920 (Geſetzſamml. S. 286); 
die übrigen Vorſchriften dieſes Geſetzes mit Wirkung vom 1. April 1935. 
(2) In den Fällen des § 70a Abſ. 2 des Kommunalabgabengeſetzes in der Faſſung des 
§ 5 Nr. 1 dieſes Geſetzes gilt die dort bezeichnete Friſt als gewahrt, wenn die Heranziehung auf 
Grund der neuen Abgabenordnung bis zum 31. Dezember 1935 erfolgt iſt. 


§ 10. 
Die beteiligten Miniſter erlaſſen die zur Durchführung und Ausführung dieſes Geſetzes 
erforderlichen Rechtsverordnungen. und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften. 


Berlin, den 11. März 1935. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Gin g Popitz. Frick. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende 
Geſetz, dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 11. März 1935. 


Der Preußische Miniſterpräſident. 
Göring. 


(Nr. 14237.) 1955 über die Vermögensverwaltung in den evangeliſchen Landeskirchen. Vom 11. März 
9. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


8 
f (1) Der für kirchliche Angelegenheiten zuſtändige Miniſter bildet bei dem Evangeliſchen Ober⸗ 
ine Landeskirchenämtern bzw. -väten und bei den Evangeliſchen Konſiſtorien je eine 
Finanzabteilung, die aus Beamten der allgemeinen kirchlichen Verwaltung beſteht. 
8 a Die Finanzabteilung trifft ihre Entſcheidung durch den Vorſitzenden nach vorangegangener 
eratung. | anlage 
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(1) Die Finanzabteilung ſetzt den Haushaltsplan und die Umlage für die Landeskirche bzw. 
Kirchenprovinz feſt. Sie beſtimmt die Art der Aufbringung der Umlage und überwacht die Ver⸗ 
wendung der Haushaltsmittel. Sie übt die kirchliche Aufſicht über die Vermögens- und Kirchen⸗ 
ſteuerverwaltung der Kirchengemeinden und der kirchlichen Verbände aus. Sie iſt befugt, falls 
infolge Weigerung oder aus anderen Gründen ein Beſchluß der zuſtändigen kirchlichen Organe 
nicht zuſtande kommt, deren Rechte ſelbſt auszuüben. Das gleiche gilt, wenn zweifelhaft oder 
ſtreitig iſt, welche Organe für die Vermögens- und Kirchenſteuerverwaltung zuſtändig ſind. 
Kirchliche Aufſichtsbehörde im Sinne des Artikels 11 des Staatsgeſetzes vom 8. April 1924 
(Geſetzſamml. S. 221) iſt die Finanzabteilung. 

(2) Die Finanzabteilung kann im Rahmen der Befugniſſe des Abſ. 1 rechtsverbindliche An⸗ 
ordnungen erlaſſen. Anordnungen der Kirchenleitung, die mit finanzieller Auswirkung verbunden 
ſind, bedürfen der Zuſtimmung der Finanzabteilung. 


(1) Die Finanzabteilung iſt der Staatsregierung für ordnungsgemäße Verwendung der für 
evangeliſch⸗kirchliche Zwecke gewährten Staatszuſchüſſe verantwortlich. 
(2) In Zweifelsfällen hat die Finanzabteilung die Entſcheidung des für kirchliche Angelegen⸗ 
heiten zuſtändigen Miniſters einzuholen. N 
§ 4. 


Der für kirchliche Angelegenheiten zuſtändige Miniſter erläßt im Einvernehmen mit dem 
Finanzminiſter die zur Durchführung und Ergänzung dieſes Geſetzes erforderlichen Rechts⸗ und 
Verwaltungsvorſchriften. ö d 

N 855 f 

Das Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. Der für kirchliche Angelegenheiten zuſtändige 

Miniſter beſtimmt im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 


Berlin, den 11. März 1935. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. Ru ſt. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 11. März 1935. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 
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